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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Im Marz 2020 reichten die Grine (Pa.lv. 20.403) und die sozialdemokratische Fraktion
(Pa.lv. 20.404) je eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie die Einsetzung einer
PUK zur Aufarbeitung der Crypto-Affare forderten. Wahrend die Griine Fraktion als
Begrundung anfuhrte, die umfassende Aufklarung der Crypto-Afféare liege im Interesse
der Rechtsstaatlichkeit, der Souverénitadt und der Neutralitdt der Schweiz, fihrte die
SP-Fraktion in ihrer Begrindung eine Vielzahl an Fragen auf, die es zu klaren gelte.
Konkret verlangte sie die Beleuchtung von sechs Themenkomplexen: Komplizenschaft
des NDB, Rolle der Armee, Rolle der Bundesanwaltschaft, Rolle des Fedpol und dessen
Zusammenarbeit mit dem NDB, Rolle weiterer Bundesbehdrden sowie Verantwortung
des Bundesrates.

Das Buro des Nationalrates lehnte das Begehren der beiden Fraktionen im November
mit 8 zu 5 Stimmen ab. Nach Anhérung der beiden initiierenden Fraktionen, des GPDel-
Prasidenten und einer Vertretung des Bundesrates sei es zur Ansicht gelangt, dass der
kurz zuvor veréffentlichte Untersuchungsbericht der GPDel die aufgeworfenen Fragen
beantwortet habe, gab es per Medienmitteilung bekannt. '

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Die seit 1959 bestehende Zusammenarbeit der vier grossen Parteien in der Regierung
des Bundesstaates geriet gegen Jahresende in eine ernste Krise. Es ist eine Eigenheit
der schweizerischen Regierungsbildung, dass sie formell auf periodischen
Majorzwahlen durch das Parlament beruht, ohne dass fur die Personenauslese ein
geregeltes zwischenparteiliches Verfahren besteht. So kommt es immer wieder vor,
dass ein von einer Regierungspartei nominierter Kandidat in der Wahl unterliegt, da die
Parlamentsmehrheit einen anderen Vertreter der betreffenden Partei vorzieht. Schon
bei der ersten Regierungsbildung nach der «Zauberformel» 1959 wurde der
Sozialdemokrat Tschudi statt des von der SPS portierten Parteiprasidenten Bringolf
gewahlt. Drei Jahre spater unterlag der offizielle konservativ-christlichsoziale Kandidat
seinem Parteikollegen Bonvin. 1973 schliesslich wurden den offiziellen Kandidaten aller
drei grossen Bundesrats-Parteien innerparteiliche Konkurrenten vorgezogen. In den 24
Jahren seit Einflhrung der sogenannten «Zauberformel» hatte deswegen noch nie
einer der vier Partner die Zusammenarbeit in Frage gestellt. Dies geschah jedoch bei
den Gesamterneuerungswahlen vom 7. Dezember 1983.

Spekulationen iiber mégliche Vakanzen wurden schon friih angestellt. Hatten doch im
Vorjahr die Demissionare Hurlimann und Honegger ihren gemeinsamen Schritt damit
begriindet, dass 1983 das gleichzeitige Ausscheiden von drei oder vier Bundesraten
vermieden werden miusse. So begann man mit dem Riicktritt Willi Ritschards und
Georges-André Chevallaz zu rechnen. Schon im Sommer zirkulierten zahlreiche Namen
moglicher Nachfolger und ruckten die politischen Spannungsfronten vermehrt ins
offentliche Blickfeld.

Anfang Oktober wurden die offiziellen Riicktrittserklarungen bekanntgegeben. So kam
die Diskussion Uber die Nachfolge noch vor den Parlamentswahlen in Gang. Im
Mittelpunkt stand die von der SP-Parteispitze beglnstigte Kandidatur der Zircher
Nationalratin ~ Lilian ~ Uchtenhagen (sp), die wegen ihres erheirateten
basellandschaftlichen Heimatscheins wahlbar war. Auf freisinniger Seite galt der
Waadtlénder Staats- und Nationalrat Jean-Pascal Delamuraz als Favorit. Beide Anwérter
waren aber innerhalb wie ausserhalb ihrer Parteien nicht unumstritten.

Besonderes |Interesse erregte es, dass erstmals die Wahl einer Frau in die
Landesregierung in greifbare Nahe rickte. Wie Ublich spielten regionale
Vertretungsanspriiche eine Rolle. So machte man in Genf nachdricklich geltend, dass
man seit 1919 nicht mehr zum Zuge gekommen war. Die von Ritschard vertretene
Nordwestschweiz schien ihrerseits ein Recht auf Bertcksichtigung zu haben,
desgleichen der seit 1979 bundesratslose Kanton Bern. Gegen Kandidaten, die in Zlrich
und in der Ostschweiz zu Hause waren, gab man zu bedenken, dass dieser Landesteil
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bereits drei von sieben Regierungssesseln besetzt hielt.

Die o6ffentliche Debatte drehte sich in einem ganz ungewohnten Mass um persoénliche
Eigenschaften der Hauptkandidaten. Lilian Uchtenhagen wurde in geradezu peinlicher
Weise auf ihre Kommunikationsfahigkeit und seelische Belastbarkeit untersucht. Gegen
Delamuraz wurde eine private «Affare» aufgetischt, doch vermochte sich der robuste
Vollblutpolitiker der Trlibung seines Image besser zu erwehren als seine weibliche
Kollegin.

Eine weitere emotionale Komponente erhielt der Kampf um die vakanten
Bundesratssitze, als Willi Ritschard am 16. Oktober ganz unerwartet an einem
Herzversagen starb. Aus den zahlreichen Wdirdigungen seiner volksverbundenen
Personlichkeit, seiner Leistungen und seiner «Vision einer besseren Schweiz» trat da
und dort das Bild eines idealen Bundesrates hervor. Er hatte sich fur seine Abldsung
durch eine Frau ausgesprochen. Dass Lilian Uchtenhagen seine Wunschnachfolgerin
gewesen sei, konnte jedoch nicht Gberzeugend belegt werden.

Sechs sozialdemokratische Kantonalparteien prasentierten den nationalen
Entscheidungsgremien der SP ihre Kandidaten, bei denen die politische und die
burgerrechtliche Heimat nicht in allen Fallen Ubereinstimmte. Portiert wurden neben
Lilian Uchtenhagen (ZH) die Nationalrdte Hans Schmid (SG) und Kurt Meyer (BE),
Standerat Edi Belser (BL) sowie die Ex-Nationalrdte Otto Stich (SO) und Arthur Schmid
(AG). Sowohl im Parteivorstand wie in der Fraktion setzte sich Lilian Uchtenhagen
durch, in der Fraktion allerdings erst im zweiten Wahlgang. Auf sie folgten Hans Schmid
und Otto Stich; die Ubrigen waren schon nach der ersten Runde zurlickgetreten.

Die Fraktion der FDP hatte unter drei kantonalen Kandidaturen auszuwahlen. Der
Waadtlander Delamuraz siegte — im dritten Wahlgang — vor dem neuen Genfer
Standerat Robert Ducret und dem ehemaligen Tessiner Nationalrat Pier Felice Barchi.

Die knappen Ergebnisse liessen die Wahlen in der Vereinigten Bundesversammlung
noch vollig offen erscheinen. Die Nominierung der liberalen Genfer Sténderétin
Monique Bauer neben Lilian Uchtenhagen durch die unabhangige und evangelische
Fraktion blieb zwar blosse Demonstration; die Erkorene lehnte eine Kandidatur sogleich
ab. Doch die sozialdemokratische Kandidatin begegnete in burgerlichen Kreisen
fortgesetztem Widerstand. Dieser verschérfte sich eher noch, als SPS-Prasident
Hubacher in einem Interview drohte, seine Partei werde nicht jede Alternative
akzeptieren; sollte die Wahl auf jemand fallen, der im internen Ausleseverfahren nur
minimale Unterstlitzung erhalten habe, so werde ein Parteitag Uber den Rickzug aus
der Landesregierung befinden. Freisinnigerseits wurde dies als Erpressungsversuch
gewertet; die FDP schien demgegenuber der Durchsetzung ihrer offiziellen Nomination
weniger Gewicht beizumessen. ?

Unmittelbar vor dem Wahltag verringerte sich die Zahl der in Betracht kommenden
sozialdemokratischen Ausweichkandidaten. Der eher linksstehende, im parteiinternen
Nominationsverfahren zweitplacierte Hans Schmid, ein sankt-gallisch/aargauischer
Doppelburger, sah sich ausgeschaltet, als das Bliro der Vereinigten Bundesversammlung
sich einem Gutachten anschloss, das von ihm schon vor der Wahl die Preisgabe seines
sankt-gallischen Zweitbulrgerrechts verlangte. Unter den im burgerlichen Lager
genehmeren Anwartern erklarten Fritz Reimann, Prasident des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes, und — nach Presseberichten nicht ganz freiwillig —
Bundeskanzler Buser ihren Verzicht. So einigten sich die Gegner Lilian Uchtenhagens
(sp, ZH) in letzter Stunde auf Otto Stich (sp, SO). Dieser erreichte denn auch im ersten
Wahlgang knapp das absolute Mehr. Der offizielle freisinnige Kandidat Delamuraz
drang ebenfalls im ersten Wahlgang durch; eine sozialdemokratische «Retourkutsche»
war nicht zu erkennen. Die bisherigen Bundesrate wurden problemlos wiedergewahlt;
Pierre Aubert fand diesmal mehr Anerkennung als vier Jahre zuvor. Anstelle des
verstorbenen Vizepréasidenten Willi Ritschard gelangte Leon Schlumpf ohne Vorstufe
gleich ins Bundesprasidium.

Stich erhielt 124 Stimmen, Uchtenhagen 96, Delamuraz 130, Ducret 53.
Bisherige BR: Furgler 198 Stimmen, Schlumpf 189, Egli 185, Friedrich 175, Aubert 151.
Otto Stich wurde die Annahme der Wahl von seiner Partei zwar nicht verwehrt, doch

diese ging daran, die Drohung ihres Prasidenten wahrzumachen. Der Vorstand berief
auf den Februar 1984 einen ausserordentlichen Parteitag ein. Bereits vor Jahresende
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zeigte es sich, dass die Frage der Bundesratsbeteiligung in der SPS eine ernste Krise
auslosen wiuirde. Der Neugewéhlte betonte schon vor seinem Amtsantritt seine
Unabhéngigkeit gegenuber der burgerlichen Mehrheit. So sprach er sich fur eine
Lockerung des Kollegialitdtsprinzips aus, damit ein Bundesrat nicht mehr zur
Bekampfung einer Volksinitiative seiner Partei verpflichtet sei.

Das ungewohnte Geschehen fand in den Pressekommentaren sehr unterschiedliche
Erklarungen. Namentlich aus Frauenkreisen wurde die Nichtwahl Lilian Uchtenhagens
als Ausdruck der fortgesetzten Diskriminierung des weiblichen Geschlechts gedeutet.
Birgerlicherseits machte man daraus einen Fall Hubacher (sp, BS); der SPS-Président
habe mit seinen Druckversuchen gegentber der Parlamentsmehrheit wie gegenlber
eigenen Parteigenossen den Scherbenhaufen provoziert. Wissenschaftliche Beobachter
verwiesen auf die Polarisierung zwischen der SP und ihren burgerlichen
Regierungspartnern, denen es ihre Mehrheitsstellung erlaube, die Ergebnisse der
Konkordanz einseitig zu bestimmen. So seien 1982 die Kandidaten der FDP und der CVP
trotz ihrer Rechtsorientierung durchgesetzt worden; der linksgerichteten SP-
Vertreterin habe man jedoch nicht Gegenrecht gewahrt. Auch ausserhalb der SP begann
man sich da und dort zu fragen, ob das System der Konkordanzdemokratie an ein Ende
gelangt sei. Bescheidenere institutionelle Konsequenzen zog die SVP: in einer Motion
beantragte sie eine Neuinterpretation der Verfassungsbestimmung, dass nicht mehr als
ein Bundesrat aus dem gleichen Kanton stammen durfe; anstelle des Heimatortes solle
kiinftig der Wohnort flr die Zugehdorigkeit massgebend sein. *

Das schweizerische politische System bringt es mit sich, dass die Regierungsparteien
nicht verpflichtet sind, den Bundesrat bedingungslos zu unterstutzen. In einer Analyse
der vergangenen Legislaturperiode konnte festgestellt werden, dass die SP von ihrem
Recht auf Opposition im Nationalrat reichlich Gebrauch gemacht hat: Bei mehr als der
Halfte von 116 untersuchten wichtigen Geschéften stellte sie sich gegen die Regierung.
Die drei burgerlichen Bundesratsparteien lehnten ihrerseits rund einen Viertel dieser
Bundesratsvorlagen ab. Da die SP die Exekutive gerade in denjenigen Geschaften
unterstitzte, bei denen es von blrgerlicher Seite her Opposition gab, waren
Mehrheitsallianzen aller Bundesratsparteien relativ selten (21 % der untersuchten Falle).
In einem Viertel der Entscheidungen im Nationalrat setzte sich eine Allianz zwischen
der SP und einem Teil der anderen Regierungsparteien durch, bei mehr als der Hélfte
(55%)  Uberstimmten  die drei  burgerlichen  Parteien gemeinsam  den
sozialdemokratischen Regierungspartner. Da eine vergleichbare Untersuchung fur
frihere Legislaturperioden nicht vorliegt, lassen sich keine Aussagen dartber machen,
ob die Politik der SP nach 1984, als sie mit dem Regierungsaustritt drohte, effektiv
oppositioneller geworden ist. *

In ihrem ersten gemeinsamen Gesprich im November kamen die Spitzen der
Regierungsparteien liberein, die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrates
nicht anzutasten. Sie beschlossen, die Differenzen und Gemeinsamkeiten zu
verschiedenen wichtigen Themen zu diskutieren, ohne aber den Versuch zu
unternehmen, sich auf ein gemeinsames Regierungsprogramm zu verpflichten. In
weiteren Sitzungen einigte man sich darauf, auch die personelle Zusammensetzung des
Bundesrates nicht zu veréndern. °

In den Spitzen der vier Bundesratsparteien herrschte Einigkeit, dass der frei werdende
Sitz bei der SP verbleiben sollte. Ebenso unumstritten war, dass, gerade nach der
Majorisierung der franzdsischsprachigen Schweiz in der EWR-Abstimmung vom 6.
Dezember 1992, wieder eine Person aus dieser Sprachregion gewahlt werden sollte,
wobei der Kanton Waadt infolge des Sitzes von J.-P. Delamuraz allerdings ausschied.
Die Leitung der SP selbst machte rasch deutlich, dass es ihr sehr wichtig sei, eine Frau
in die Landesregierung zu bringen. Mit diesen Vorgaben war die Auswahl bereits stark
eingeengt. Die im Herbst 1991 in den Nationalrat gewéhlte Genferin Christiane Brunner
war die einzige sozialdemokratische Politikerin, welche diese regionalen
Voraussetzungen erflllte und gleichzeitig auch ausserhalb ihres eigenen Kantons
bekannt war. Von den bisherigen 99 Bundesraten hatten nur gerade drei weder dem
nationalen Parlament noch einer kantonalen Regierung angehért. Die 46jéhrige Juristin
hatte erstmals im Sommer 1991 als eine der Hauptinitiantinnen des Frauenstreiks
landesweit auf sich aufmerksam gemacht und war Ende 1992 zur Prasidentin des SMUV
gewéhlt worden. Sie wurde von der Genfer SP-Sektion fiir den Bundesrat portiert. ¢
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Neben Brunner wurden aber auch mannliche Kandidaten ins Spiel gebracht. Als einziger
verblieb schliesslich der von der Neuenburger SP vorgeschlagene Regierungs- und
Nationalrat Francis Matthey. Der Vorstand der SPS beschloss mit 80 Stimmen, Brunner
zu portieren ; neun hatten flir Matthey votiert, ein Antrag auf eine Doppelkandidatur
wurde nicht gestellt. Matthey erklarte, dass er vor der Annahme einer allfalligen Wahl
durch die Bundesversammlung zuerst mit der Fraktion und der Partei Ricksprache
nehmen wuirde. In der fir die Nomination schlussendlich zustédndigen SP-Fraktion
entfielen 32 Stimmen auf Brunner als offizielle Kandidatin und 10 auf Matthey; mit 27
gegen 13 Stimmen wurde von einer Doppelkandidatur abgesehen. Die Fraktionen der
drei burgerlichen Bundesratsparteien verzichteten darauf, eine Wahlempfehlung
abzugeben; die Anspriche der SP und der franzésischsprachigen Schweiz blieben aber
unbestritten.’

Die Reaktionen auf diese zweite Nichtwahl einer offiziellen SP-Kandidatin — 1983 hatte
das Parlament anstelle von Lilian Uchtenhagen Otto Stich gewéahlt — fielen sehr heftig
aus. Bereits wahrend des Wahlaktes demonstrierten rund 500 Frauen vor dem
Bundeshaus fir die Wahl Brunners. Auch blrgerliche Parlamentarierinnen sprachen
emport von Affront und mannlicher Machtpolitik. Andere Frauen sahen einen Teil der
Verantwortung auch bei der SP, welche an der zwar von den Medien unterstitzten, im
Parlament aber offensichtlich nicht mehrheitsfahigen Alleinkandidatur Brunners
festgehalten hatte.

Die Mitglieder der SP reagierten rasch und heftig. Von einer Reihe von Sektionen wurde
die Parteileitung aufgefordert, an der Kandidatur Brunner festzuhalten und im Falle
einer erneuten Nichtwahl aus der Regierung auszutreten. Einzig die SP des Kantons
Neuenburg sprach sich fur eine Wahlannahme Mattheys aus. Die bereits als neue
Kandidatin gehandelte SP-Fraktionschefin Ursula Mauch (AG) gab bekannt, dass sie auf
keinen Fall kandidieren werde, um den zweiten Bundesratssitz der Westschweiz nicht
zu gefahrden.

Hingegen tauchte der bereits in den Vorabkléarungen gefallene Name von Ruth Dreifuss
wieder auf. Die b3jéhrige Sekretarin des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ist
franzésischer Muttersprache und in Genf aufgewachsen; infolge ihrer beruflichen
Tatigkeit war sie aber seit gut zwanzig Jahren in Bern wohnhaft. Sie hatte dort auch
bereits im stadtischen Parlament gesessen und auf der SP-Nationalratswahlliste
figuriert, aber noch kein kantonales politisches Amt ausgelbt. Damit galt nach dem
Garantiegesetz der Wohnort als ausschlaggebend fur die Kantonszugehorigkeit. Von
verschiedener Seite wurde die Idee gedussert, dass bei einer Deponierung ihrer
Schriften in Genf einer Wahl aus rechtlichen Grinden nichts entgegenstehen wurde.
Politisch, nicht aber vom Alter und Erscheinungsbild her, waren nach allgemeiner
Einschatzung kaum Unterschiede zwischen den beiden Gewerkschafterinnen
auszumachen.

Die Sitzung des Vorstands der SP vom 6. Méarz in Zurich wurde begleitet von einer rund
8'000 Personen zahlenden Demonstration fur Brunner. Der Vorstand beschloss, dass
far ihn nur die Wahl einer franzosischsprachigen Gewerkschafterin akzeptabel sei. Die
Empfehlung an die Fraktion, an einer Alleinkandidatur Brunner festzuhalten, wurde mit
50:40 Stimmen freilich nur relativ knapp gutgeheissen. Zwei Tage spater beschloss die
SP-Fraktion, sowohl Dreifuss als auch Brunner zur Wahl vorzuschlagen. Der gewéhite
Matthey erklarte, dass er diesen Vorschlag akzeptiere, um eine Regierungskrise zu
verhindern. Wahrend in Basel und Schaffhausen ebenfalls grosse Kundgebungen
zugunsten Brunners stattfanden, kam es in der Westschweiz nur zu vereinzelten
kleineren Manifestationen. ®

Am 10. Marz trat die Bundesversammlung erneut zusammen. Vor dem Bundeshaus
demonstrierten rund 10'000 Frauen und Méanner fur die Wahl Brunners. Das sonst
wahrend Sessionen Ubliche Demonstrationsverbot auf dem Bundesplatz war von den
Berner Behorden in Absprache mit Nationalrats-Prasident Schmidhalter (cvp, VS)
aufgehoben worden. Matthey erklarte, dass er die vor einer Woche erfolgte Wahl nicht
annehme, da er von der SP-Fraktion nicht unterstitzt werde. In der Geschichte des
Bundesstaates war es bisher finfmal zu einer Nichtannahme der Wahl zum Bundesrat
gekommen; zum erstenmal geschah dies jetzt auf Druck einer Partei. Von einigen
Staatsrechtlern wurde die Durchfuhrung dieser Wahl deshalb heftig kritisiert. Fur
diesen nun eingetretenen Fall einer Nichtannahme hatte die SVP-Fraktion eine
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Verschiebung der Wahl um eine Woche vorgeschlagen. Sie begrindete diesen Antrag
damit, dass die zwei Tage zuvor nominierte Kandidatin Dreifuss noch zuwenig bekannt
sei. Zudem koénne unter diesen Begleitumstanden — gemeint war damit vor allem die
gleichzeitig auf dem Bundesplatz stattfindende Demonstration — eine seriose Wahl
nicht vorgenommen werden. Der auch von den Liberalen, der AP und der SD/Lega
unterstitzte Ordnungsantrag wurde mit 117 zu 62 Stimmen abgelehnt.

Vor dem Wahlgang kam es nochmals zu einer kurzen Diskussion. Die LP gab bekannt,
dass sie keine der beiden Kandidatinnen unterstitzen werde, und die FDP rief zur Wahl
von Ruth Dreifuss auf. Im ersten Wahlgang erhielten Brunner und Dreifuss fast gleich
viele Stimmen (90 resp. 92). Deren 54 entfielen auf die freisinnige Nationalréatin Spoerry
(ZH), welche daraufhin erklarte, dass sie nicht kandidiere und die Stimmen einer
welschen Frau gegeben werden sollten. Auch im zweiten Wahlgang erreichte keine der
Kandidatinnen das absolute Mehr; aber Dreifuss steigerte sich auf 112 Stimmen. Brunner
kam noch auf deren 86; sie forderte daraufhin diejenigen, welche ihr die Stimme
gegeben hatten, zur Unterstitzung von Dreifuss auf. Im dritten Wahlgang wurde Ruth
Dreifuss bei einem absoluten Mehr von 96 Stimmen — die Vertreter der AP sowie ein
Teil der SD/Lega-Fraktion hatten den Saal verlassen, 38 Abgeordnete legten leer ein —
mit 144 Stimmen gewahlt. Sie nahm die Wahl an, womit der Kanton Genf seit 1919
erstmals wieder in der Landesregierung vertreten ist. Mit Ruth Dreifuss ist zudem zum
erstenmal eine Angehdrige der judischen Religionsgemeinschaft in der Landesregierung
vertreten. ?

Konkrete politische Griinde fiir die Nichtwahl Brunners liessen sich eigentlich kaum
ausmachen. Sie hatte zwar seinerzeit der GSoA-Initiative fur eine Abschaffung der
Armee zugestimmt, das traf aber auch auf Dreifuss zu. Sowohl burgerliche als auch linke
Kommentatoren ordneten sie — wie auch Matthey und die schliesslich gewéhlte
Dreifuss — dem gemassigt-reformistischen Fllgel innerhalb der SP zu. Dass es auch
nicht um die Frage ging, ob der Bundesrat ein reines Ménnergremium bleiben soll,
zeigte die Wahl von Ruth Dreifuss. Ausschlaggebend dlrfte wohl gewesen sein, dass die
jugendlich und spontan wirkende Brunner dem Rollenversténdnis einer Mehrzahl der
Parlamentarier nicht entsprach. Darlber hinaus zeigte der Wahlvorgang aber auch auf,
dass sowohl der SP als auch den drei burgerlichen Regierungsparteien zumindest
momentan ausserordentlich viel an der Beibehaltung der sogenannten Zauberformel
fur die Regierungszusammensetzung gelegen war.

Am 30. August teilte der im Dezember 1983 gewahlte Bundesrat Otto Stich (sp) zur
allgemeinen Uberraschung mit, dass er auf Ende Oktober demissionieren werde. Im
Laufe des Jahres hatten sich zwar burgerliche Politiker mehrmals fur seinen Rucktritt
ausgesprochen. Aber noch Mitte August hatte das SP-Sekretariat erklart, dass mit einem
Rucktritt nicht zu rechnen sei. In Wiurdigungen wurde Stichs Leistung als Finanzminister
gelobt; namentlich in der franzdsischsprachigen Schweiz wurde aber auch seine EU-
kritische Haltung und sein als ungenigend empfundenes Bemlhen um die
Kontaktpflege mit der Romandie kritisiert. "

FUr eine Mehrheit der SP-Leitung war klar, dass ihr zweiter Bundesrat neben Ruth
Dreifuss ein Mann sein sollte. Angesichts der bestehenden relativen Ubervertretung der
lateinischen Schweiz in der Regierung war auch seine deutschschweizerische Herkunft
unbestritten. Als aussichtsreichste Kandidaten prasentierten die Medien bereits zwei
Tage nach Stichs Rucktrittsankiindigung die Nationalrdte Leuenberger (ZH) und Marti
(GL) - beide verfligen als Mitglieder von Kantonsregierungen Uber Exekutiverfahrung -
sowie die Standeréate Piller (FR) und Onken (TG). Als weiteren Anwarter schlug die SP
des Kantons Basel-Land den ehemaligen Stédnderat und amtierenden Regierungsrat Edi
Belser vor. Als einzige Frau présentierte die Berner SP alt Nationalratin Gret Haller,
welche als momentane Auslandschweizerin - sie ist Diplomatin beim Europarat -
aufgrund ihres Zircher Heimatscheins wahlbar ware. Am 16. September einigte sich der
SP-Vorstand auf einen Dreiervorschlag Leuenberger/Piller/Haller (in der Reihenfolge
der erzielten Stimmen) zuhanden der Fraktion; eine Empfehlung, wieviele von diesen
Bewerbern definitiv ins Rennen geschickt werden sollten, gab er nicht ab. Die Fraktion
beschloss, mit dem Zweiervorschlag Leuenberger/Piller vor die Vereinigte
Bundesversammlung zu treten. Die Fraktionen der drei anderen Bundesratsparteien
verzichteten auf eine Empfehlung zugunsten eines der beiden Kandidaten; beide
wurden als annehmbar taxiert. Die Grinen zeigten sich enttauscht Gber den Verzicht
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auf eine Frauenkandidatur und beschlossen, zumindest im ersten Wahlgang flur Gret
Haller zu stimmen.

Die Reaktion auf die vom Bundesrat im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebenen
Vorschlage fur eine Regierungsreform fiel eher negativ aus. Die Variante mit einem
gestarkten Bundesprasidenten fand bei den grossen Parteien keinen Anklang, da sich
dessen Rolle nicht mit dem weiterhin vorgesehenen Kollegialitatsprinzip wurde
vereinbaren lassen. Einzig der Vorort und der Bauernverband sowie die Griinen und die
Schweizer Demokraten sprachen sich daflr aus. Eine zweistufige Regierung mit
Bundesraten als Regierungskollegium und ihnen unterstellten Fachministern fand in
abgewandelter Form, d.h. mit einer gleichzeitigen Starkung des Prasidialamtes, zwar bei
der FDP Anklang, nicht aber bei der SVP. Die SP und die CVP wie auch der
Gewerkschaftsbund und der Gewerbeverband beurteilten dieses Modell zwar
grundsatzlich positiv, lehnten jedoch eine Verkleinerung des Bundesrates auf flnf
Mitglieder ab. Der Bundesrat beschloss in der Folge, dieses zweistufige Modell weiter zu
verfolgen und sich mit den Details einer solchen Regelung, wie z.B. der Frage, ob die
Fachminister ~vom  Parlament oder der Regierung zu wahlen seien,
auseinanderzusetzen. ®

Der Wahlsieg der SVP bei den Nationalratswahlen, welcher sie von der viertgrossten
zur wahlermassig starksten Partei hatte anwachsen lassen, belebte die sporadisch
aufkeimende Diskussion um die Fortfihrung der sogenannten Zauberformel fir die
parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung. Unmittelbar nach den
Nationalratswahlen verlangten Parteiprésident Maurer (ZH) und Nationalrat Blocher
(svp, ZH) einen der beiden CVP-Sitze, da diese nun zur schwéchsten Bundesratspartei
geworden sei. Diese Forderung wurde von der SVP Ubernommen; die von der Partei
reklamierte Aussprache Uber eine neue Regierungszusammensetzung stiess aber bei
den anderen Bundesratsparteien auf kein Interesse. Die FDP zeigte keine Lust, einen
der beiden im Frihjahr frisch gewahlten CVP-Vertreter bereits wieder abzuwahlen, und
auch die SP konnte kein Interesse an der Schwéachung der politischen Mitte zugunsten
der SVP haben. In der Folge &nderte deshalb die SVP ihre Stossrichtung und verlangte
einen der beiden SP-Sitze. Mit dieser Forderung konnte sie zwar bei einigen
Freisinnigen auf Unterstitzung hoffen, provozierte aber auch eine Gegenreaktion bei
der SP, welche erkléarte, dass bei einer Abwahl eines ihrer beiden Regierungsmitglieder
auch das andere zurlcktreten wirde. Die FDP gestand zwar zu, dass eine rein
blrgerliche Regierung nicht ohne Reiz wére, gab aber zu bedenken, dass die
bestehenden Volksrechte die Regierungspolitik lahmen konnten und zudem der SP ihre
Oppositionsrolle zu einfach machen wirden. Ende November nominierte die SVP-
Fraktion ihren Bisherigen Adolf Ogi sowie, als Herausforderer flur die beiden
Sozialdemokraten, Christoph Blocher. Die CVP-Fraktion sprach sich einstimmig und die
FDP-Fraktion bei einigen Gegenstimmen fur die Bestatigung der Bisherigen und damit
gegen die Wahl von Blocher aus. ™

Die Griinen kindigten kurz nach Ogis Demission an, dass sie eine eigene Kandidatin
aufstellen wiirden, was sie mit der Nominierung von Nationalratin Cécile Bihlmann (LU)
dann auch taten. Die SP versuchte vergeblich, die FDP und die CVP von der
Opportunitat eines Rauswurfs der SVP aus der Regierung zu Uberzeugen. Ihr Angebot,
zu diesem Zweck eine freisinnige Kandidatur zu unterstutzen, fand lediglich bei einigen
Freisinnigen aus der Romandie Interesse. Der Versuch, die SVP aus dem BR
abzuwahlen, fand in der SP-Fraktion mit 29:5 Stimmen eine klare Mehrheit. Danach
lancierten einzelne SP-Politiker die Idee, mit Ulrich Siegrist wenigstens einen moglichst
weit vom politischen Kurs seiner Partei entfernten Vertreter der SVP zu wahlen. Ganz
zum Schluss der Kampagne versuchte die SP dann auch noch, den FDP-Prasidenten
Franz Steinegger (UR) ins Spiel zu bringen. Die FDP und die CVP hatten zwar keine Lust,
der SVP den Bundesratssitz zu entreissen; aber sie machten von Anfang an klar, dass sie
niemanden unterstitzen wirden, der auf der radikalen aussenpolitischen Linie von
Nationalrat Blocher und seiner Zlrcher SVP politisiert. Da Eberle und auch Fuhrer
sowohl beim UNO-Beitritt als auch bei der Frage der Bewaffnung von schweizerischen
Armeekontingenten bei Friedenseinsatzen im Ausland eine von Blocher divergierende
Meinung vertreten, waren fur sie grundsatzlich alle vier SVP-Politiker wahlbar. Beide
Fraktionen verzichteten darauf, eine bestimmte Kandidatur zu unterstitzen. Die
Fraktion der Liberalen sprach sich fiir Schmid aus. ™
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Dass der freiwerdende Sitz bei der SP bleiben sollte und vorzugsweise mit einer Frau
aus der lateinischen Schweiz zu besetzen sei, wurde nur gerade von der SVP bestritten.
Die Medien brachten die Regierungsratinnen Micheline Calmy-Rey (GE) und Patrizia
Pesenti (TI) sowie die Genfer Nationalratsprésidentin Liliane Maury Pasquier als
aussichtsreichste Kandidatinnen ins Spiel. Als Aussenseiter wurde zudem der
Neuenburger Sténderat Jean Studer gehandelt. Von den Kantonalsektionen der SP
wurden zuhanden der SP-Fraktion diese vier sowie die Freiburger Regierungsratin Ruth
Liithi vorgeschlagen. Dabei fuhrte die Nomination von Lithi zu einer vor allem von
Medienschaffenden ausgetragenen Polemik zwischen der Deutsch- und der
Welschschweiz. Da Luthi, welche seit 30 Jahren in der offiziell franzdsischsprachigen
Stadt Freiburg wohnt und dort auch ihre gesamte politische Karriere absolviert hat, im
Kanton Solothurn aufgewachsen ist, wurde sie von einem Teil der welschen Medien
nicht als Kandidatin der franzésischen Schweiz anerkannt. Nachdem die Leitung der SPS
der Fraktion empfohlen hatte, auf die Kandidatinnen aus der Romandie (d.h. Calmy-
Rey, Maury Pasquier und Luthi, nicht aber die Tessinerin Pesenti und der Neuenburger
Studer) zu setzen, nominierte diese Micheline Calmy-Rey und Ruth Luthi, wobei klar
wurde, dass sie die Genferin bevorzugte. '

Das herausragende Ereignis des Jahres in diesem Bereich war aber nicht die
Neubesetzung des freisinnigen Bundesratssitzes, sondern das Aufbrechen der seit
1959 praktizierten Formel flir die parteipolitische Zusammensetzung der
Landesregierung, die sogenannte Zauberformel. Bereits im Vorfeld der
Nationalratswahlen wurde darlber spekuliert, ob bei einem weiteren Vormarsch der
SVP auf Kosten der FDP und der CVP ein zweiter Sitz fur die SVP noch zu vermeiden
wére. Allerdings wurde die Abwahl (bzw. Nichtwiederwahl) eines der beiden
wiederkandidierenden Regierungsmitglieder der CVP noch als wenig wahrscheinlicher
Tabubruch bezeichnet. Eine Nichtwiederwahl hatte es seit 1848 erst zweimal (1854,
Ochsenbein, und 1872, Chalet-Venel) gegeben. Beide wurden allerdings durch
Herausforderer aus derselben Partei (FDP) verdréngt. Aus den Parlamentswahlen vom
19. Oktober ging die SVP mit einem Wahleranteil von 26,7% (+4,2%) als eindeutige
Siegerin hervor. Indem sie in den franzdsischsprachigen Kantonen Genf, Neuenburg
und Waadt zur starksten burgerlichen Partei wurde, konnte sie auch ihr bisheriges
Manko, fast ausschliesslich eine Deutschschweizer Partei zu sein, abstreifen. Verloren
hatten die CVP, welche noch auf 14,4% (-1,5%) kam, und die FDP mit 17,3% (-2,6%); die
SP vermochte hingegen ihren Wahleranteil um 0,8% auf 23,3% zu steigern.

Am Abend des Wahlsonntags Uberraschte der Prasident der SVP, Ueli Maurer, die
Prasidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wahlen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten wirde, blieb offen.
Die  SVP-Fraktionsfihrung und  spater auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die Ublichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet wiirden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein
Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefallt werden kénne.

Die beiden anderen blrgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekdmpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklarte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurticktreten
wirden und die Partei sie dabei voll unterstitzen werde. Auch ihre Bundesrate Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren wurden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche befurchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen fur die CVP kontraproduktiv ware, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
fir die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorlaufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstitzung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhangsel der SVP geworden und nicht mehr reprasentativ fur
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ihre gemassigt burgerliche Wahlerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wéhlenden Deiss antreten durfe.

Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
gepragt. Im Sommer hatte Parteiprasidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzuraumen.
Sie begrindete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene
Unterstltzung der SVP nicht mit deren Wahlerstarke, sondern mit dem Verhalten der
CVP, welche zu weit nach rechts gertckt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstitzung fur die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstdsse wurden auch von den Grlnen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfahige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wére eine derartige Koalition moglich gewesen, verfligte doch die Linke
mit der CVP Uber eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugestandnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstutzen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest
vorléufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten kénnte.

Wéhrend sich die Wirtschaft Uber das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empoérung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wahlbar erklarte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz Uber die von der Linken unterstutzte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusatzlich verstarkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes fur den ihnen politisch néher
stehenden Deiss und nicht fur Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grosserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde.

Im Nationalrat beantragte die SVP zwar Eintreten, da sie den grundsatzlichen Zielen
zustimme, aber Rickweisung an den Bundesrat, da die in der Legislaturplanung und
dem Finanzplan vorgeschlagene Politik nicht mit der neuen Verfassungsbestimmung
Uber die Schuldenbremse vereinbar sei. Formal gelte diese zwar nur flur die
BudgetbeschlUsse, sie sei nach Meinung der SVP aber auch bei der Formulierung der
Projekte zu respektieren. Nicht mit den Zielen und deren Gewichtung einverstanden
waren hingegen die Grlnen; sie pladierten fur Nichteintreten. Beide Antrage wurden
abgelehnt. In der Detaildebatte gab es zu den Zielen Dutzende von
Abanderungsantréagen der Linken und der SVP, die sich jedoch nicht durchzusetzen
vermochten. Erfolg hatten aber einzelne Antrage der Kommissionsmehrheit, welche
gewisse Prazisierungen und Ergénzungen anbrachten (etwa die Beschleunigung der
Bildungsreform). Gegen den Widerstand der Linken und der CVP fligte der Rat eine
neue Bestimmung ein, welche die Realisierung der Legislaturziele unter den expliziten
Vorbehalt ihrer Finanzierbarkeit stellte. Vor der Gesamtabstimmung beklagten sich die
Fraktionen der SP, der GP sowie der SVP, dass ihre Antrage allesamt abgelehnt worden
seien. Die Linke erklarte, die Legislaturziele seien damit zu einem rechtsbirgerlichen
Programm geworden, das sie ablehne; flr die SVP war es wegen der Anreicherung durch
einige SP/CVP-Anliegen (etwa die Schaffung von Naturparks resp. die Ausarbeitung
eines Sprachengesetzes) zu einem linken und finanziell nicht verantwortbaren
Programm geworden, das flr sie nicht akzeptabel sei. Nach der insgesamt 16-stlindigen
Debatte lehnte der Nationalrat die Legislaturplanung mit 87 zu 64 Stimmen ab. Der
Standerat trat auf die Legislaturplanung ein, stimmte den Erganzungen des Nationalrats
zu und nahm darlber hinaus noch einige zusatzliche Elemente auf. Insbesondere
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schrieb er fest, dass die vom Bundesrat angestrebte Beseitigung der strukturellen
Haushaltsdefizite bis 2007 priméar durch eine Senkung der Ausgaben zu geschehen
habe. In einem zweiten Anlauf im Nationalrat setzte sich erneut die ablehnende
Koalition aus der Linken und der SVP durch. Der Rat beschloss mit 112:64 Stimmen,
nicht noch einmal auf das Geschéft einzutreten, womit es auch flr den Standerat aus
den Traktanden fiel. Der Bundesrat bedauerte, dass sich das Parlament nicht explizit
hinter sein Programm stellte, erklarte aber, dass er damit leben kénne. Die Debatte
verdeutlichte den seit der Neubestellung des Parlaments geringer gewordenen
Kompromisswillen der beiden Pole (SP/GP und SVP) und deren gewachsene
Bereitschaft, auch in sogenannt unheiligen Allianzen Regierungsprojekte zu blockieren.
Gemeinsam verflgen die Linke und die SVP Uber 125 der 200 Sitze im Nationalrat (im
1999 gewadhlten Parlament waren es noch 108 gewesen). Die Spezialkommission
~Legislaturplanung™ des Nationalrats war trotz dieser verunglickten Premiere des neuen
Verfahrens der parlamentarischen Behandlung der Legislaturziele der Meinung, dass
dieses beibehalten werden solle. Sie méchte allerdings eine Straffung der Redezeiten
und die Beschrankung des Rechts auf Abanderungsantrage auf die Fraktionen
einfuhren. %

Die Bundesratswahlen vom 10. Dezember des Vorjahres mit der Abwahl von Ruth
Metzler und der Nichtwahl der Freisinnigen Christine Beerli gaben der Forderung nach
einer fixen Geschlechterquote fiir die Zusammensetzung der Regierung wieder einen
gewissen Auftrieb. Die SP-Fraktion reichte im Nationalrat eine parlamentarische
Initiative fir mindestens drei Sitze fir jedes Geschlecht ein. Die SPK empfahl, diesem
Vorstoss keine Folge zu geben. ?

Auf Antrag seiner SPK beschloss der Nationalrat mit 84 zu 74 Stimmen, der
parlamentarischen Initiative der SP-Fraktion fir eine neue Verfassungsbestimmung,
welche jedem Geschlecht mindestens drei Sitze im Bundesrat zusichert, keine Folge zu
geben. Die SPK begrindete ihren Ablehnungsantrag vor allem damit, dass eine solche
Vorschrift die Auswahlmdglichkeiten zu stark einschranken wirde. Dies sei umso mehr
der Fall, als auf die bestehenden und von der Kommissionsmehrheit als wichtiger
erachteten Verfassungsvorgaben Uber die sprachliche und regionale Ausgewogenheit
nicht verzichtet werden soll.

Die SP begann spétestens im Sommer Avancen gegentber der CVP (die 2003 wegen der
Wahl Blochers ihren zweiten Bundesratssitz verloren hatte) zu machen. Sie schlug ihr
vor, gemeinsam einen Sitz far die CVP zurlckzuerobern. Zuerst monierte
Parteiprasident Fehr (sp, SH), die mit zwei Sitzen Uberproportional vertretene FDP ins
Visier zu nehmen. Die CVP reagierte jedoch zurtickhaltend bis ablehnend auf diesen
Vorschlag, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie vor den Parlamentswahlen kein Interesse
hatte, als Partnerin der Linken zu erscheinen. Aber auch die Grinen stellten sich in
diesem Fall nicht hinter die SP, sondern verlangten vielmehr einen Sitz fir sich selbst,
und zwar denjenigen von Blocher. Ende August nahm die SVP diese o&ffentlichen
Forderungen nach einer Abwahl Blochers - notabene von Parteien, die Blocher auch
2003 nicht die Stimme gegeben hatten - zum Anlass, um an einer Medienkonferenz von
einem »Geheimplan™ zur Abwahl Blochers zu warnen. Sie lancierte eine millionenteure
Inserate- und Plakatekampagne, in der sie mit dem Slogan: .Blocher starken! SVP
wéhlen™ dazu aufrief, bei den Parlamentswahlen daflir zu sorgen, dass der von diesem
»,Geheimplan® bedrohte Blocher Bundesrat bleiben kénne. Ohne Blocher in der
Landesregierung wirden gemass den SVP-Inseraten die Steuern ansteigen, die Schweiz
der EU beitreten, die demokratischen Rechte abgebaut und die Kriminalitat zunehmen.
Der Bericht einer Subkommission der GPK-NR im Sommer 2006, der die Beteiligung
Blochers an einem Komplott zur Entlassung von Bundesanwalt Roschacher suggerierte,
stellte fur Blocher und die SVP einen weiteren Beweis fur die Existenz eines solchen
Geheimplans gegen Blocher dar. Diese Inseratekampagne der SVP sorgte auch bei
Freisinnigen, namentlich aus der franzoésischen Schweiz, fir Unmut. Bundesrat
Couchepin kritisierte sie in einem Interview im Radio der italienischen Schweiz und
erwéhnte, dass diese Werbung, die das Wohl des Landes von der Wiederwahl einer
einzigen Person abhangig mache, ihn an die Propaganda der italienischen Faschisten
mit dem Duce Mussolini erinnere. %
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ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BUHLMANN

ANDERES
DATUM: 29.09.2010
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 30.09.2011
MARC BUHLMANN

ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BUHLMANN

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsratin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalrate Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (Tl), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berlcksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Standeratin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalratin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrétin Hildegard Fassler (SG) und die baselstadtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte - nachdem sowohl die Nationalrate
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten -
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) und die Grlinen traten mit Nationalratin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten.

Viel zu reden gab die Departementsverteilung, die erstmals seit 1960 mit einer
sogenannten grossen Rochade und vier neuen Departementsvorstehern endete. Die
Presse mutmasste, dass die Verteilung nicht sehr konsensual vonstattengegangen war.
Es ware nur teilweise nach dem Anciennitatsprinzip vorgegangen worden: Bundesréatin
Calmy-Rey wollte nicht wechseln; Doris Leuthard winschte einen Wechsel ins Uvek und
Eveline Widmer-Schlumpf wollte das Finanzdepartement bernehmen. Beide Wunsche
wurden gewahrt. Da weder Didier Burkhalter noch Ueli Maurer wechseln wollten,
blieben das Justiz- und Polizeidepartement und das Volkswirtschaftsdepartement
Ubrig. Obwohl Simonetta Sommaruga laut ungeschriebenem Anciennitatsprinzip zuerst
ihre Wiinsche hétte dussern dirfen, wurde schliesslich Johann Schneider-Ammann das
Volkswirtschaftsdepartement Ubergeben, da die burgerliche Regierungsmehrheit
dieses Departement nicht der ehemaligen Konsumentenschutzerin hatte Uberlassen
wollen. Obwohl sie als Nichtjuristin eher nicht in das JPD passen wurde, hatte die neu
gewahlte Magistratin dieses nun Ubernehmen mussen. Die SP - allen Voran ihr Prasident
Christian Levrat (FR) - reagierte sehr verargert auf die Verteilung und warf den anderen
Parteien einen Coup und eine Strafaktion gegen Sommaruga vor. Auch die SVP und die
Grlnen ausserten Unmut Uber die Departementswechsel. Ein Jahr vor den nationalen
Wahlen Wechsel vorzunehmen, sei eine Zwangerei und demokratisch fragwirdig. Nur
die FDP, die CVP und die BDP zeigten sich zufrieden mit der neuen Verteilung. %

Die Reform der Regierung wurde auch in einzelnen Policies versucht. So bildete die
Sondersession zur Gesundheitspolitik im April den Rahmen fur einen Vorstoss der
sozialdemokratischen Fraktion fur die Schaffung eines Staatssekretéars. Die Motion, die
eine Verbesserung der Steuerung des foderal stark zersplitterten Gesundheitswesens
durch einen Staatssekretar anvisierte, hatte jedoch weder beim Bundesrat noch beim
Nationalrat eine  Chance. Dartber hinaus war auch die Idee eines
Bildungsdepartementes Gegenstand parlamentarischer Diskussion. Der Bundesrat
hatte diesbezlglich im Juni des Berichtsjahres eine Reorganisation der Departemente
beschlossen. Vorgesehen ist, dass ab 2013 das bis anhin dem EDI angehdrende
Staatssekretariat fur Bildung und Forschung sowie der Bereich der ETH gemeinsam mit
dem Bundesamt flr Berufsbildung und Technologie im EVD angesiedelt werden. (Siehe
dazu auch die Interpellation Aubert (10.3056) und hier.) Mit der Neuorganisation wurde
auch das fur Europafragen zustandige Integrationsbliro dem EDA und das Bundesamt
fir Veterindrwesen dem EDI unterstellt (bisher EVD). Zudem versprach der Bundesrat,
die Kooperation zwischen den Bundesstellen zu foérdern und systematisch zu
evaluieren.

Zu einer ersten Klarung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grinen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurlick und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz fur sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wahlerstarke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berlcksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit moglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsrate Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Standerat Robert Cramer oder die Zircher Stadtratin Ruth Genner) ins
Gesprach gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesratin zurlickzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich fur die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einblssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2015
MARC BUHLMANN

Die SP brachte mdgliche Kandidaten flr die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey frih in
Stellung  und nutzte die  Auswahlprozedur  geschickt  fur  zuséatzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekréaftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kamen. Als Topfavoriten galten der Waadtlander
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Standerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalratin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion préasentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Sudschweiz auf Enttéduschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rlcktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr friih als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-Francois Rime (FR) schon
frih in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spatestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Standerat gewahlte
Caspar Baader (BL) oder der neue Stdnderat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Stadnderat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteiprésident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wahlbarkeit der Kandidierenden: Wahrend linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wahlbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hurde der Fraktionsnominierung zu Uberspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Standerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsrate Jakob Stark (TG) und Heinz Tannler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher Uberraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandsprasident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit Gber das burgerliche Lager hinaus als wahlbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmaéssig Geld abgezweigt zu haben, zum Rickzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjorg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfligung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratsprasidenten Ubernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwirdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einrdumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glanzenden Resultat zum Nationalratsprasidenten gewéahlt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten wurde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grinen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen wirden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig Uber eine starkere kinftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP héchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten wiirde. ¥

Obwohl die grossangelegte Regierungsreform nach rund zehnjahriger Behandlungszeit
2013 endgultig gescheitert war und dabei auch Vorschlédge zur Erhéhung der Anzahl
Bundesrate abgelehnt wurden, hielt die Staatspolitische Kommission des Nationalrates
(SPK-NR) an dieser Idee fest und lancierte eine auch von ihrer Schwesterkommission
(SPK-SR) unterstitzte parlamentarische Initiative. Begriindet wird die Idee
insbesondere  mit der ungenldgenden Vertretung der Sprachregionen im
Regierungsgremium - eine der 2012 abgelehnten Forderungen war eine
Standesinitiative des Kantons Tessin gewesen. Zudem sei die seit 1848 stark
gewachsene Regierungstatigkeit auf zusatzliche Schultern zu verteilen, was nicht nur zu
hoherer Legitimation, sondern auch zu einer sinnvolleren Departementsbildung flhren
konne. Wie gering die Unterstutzung fur diese Idee allerdings nach wie vor ist, zeigte die
von Mérz bis Juli 2015 durchgefiihrte Vernehmlassung des Entwurfs der SPK-NR: 19
Kantonsregierungen lehnen die Reform ab, finf begrissen sie und zwei dussern sich
skeptisch. Von den Parteien sprechen sich CVP, FDP, GLP und SVP gegen die
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 09.12.2015
MARC BUHLMANN

WAHLGESCHAFT
DATUM: 11.12.2019
MARC BUHLMANN

Reformidee aus, wahrend sie von SP, GP und BDP begrisst wird. Wahrend auf
Gegnerseite darauf hingewiesen wird, dass sprachliche Reprasentation eine Frage des
politischen Willens sei und eine Aufstockung hohe Kosten verursachen wirde, wiesen
die Beflrworter darauf hin, dass der hohe Arbeitsaufwand zu einer Delegation von
Verantwortung an die Verwaltung flhre, was aus parlamentarischer Sicht keine gute
Entwicklung darstelle. Die Behandlung des Geschaftes wie auch eine Anfang Februar
2014 eingereichte Petition (14.2005), die ebenfalls eine Erhdhung der Anzahl
Bundesréate fordert, wird wohl 2016 in Angriff ggnommen. 2

Nach zwei Legislaturen kindigte Corina Casanova Ende Juni etwas lberraschend ihren
Rucktritt als Bundeskanzlerin an. Casanova hatte sich 2007 gegen zwei weitere
Kandidierende durchgesetzt und der CVP damit den Posten des so genannten "achten
Bundesrats" gesichert, wollte aber fur eine dritte Amtszeit nicht mehr kandidieren. Die
Blndnerin hatte sich wéhrend ihrer Zeit allerdings weniger stark als ihre Vorgéngerin
und ihre Vorganger aktiv in politische Geschafte eingemischt. Vielmehr wurde sie fur
ihre Bemuihungen einer konsequenten Digitalisierung und die effiziente Abwicklung der
Regierungsgeschafte gelobt - die Zeitung La Liberté bezeichnete sie gar als "Madame
Digitalisation". In der Offentlichkeit war Casanova kaum aufgefallen, obwohl sie stark
hinter dem Aufbau von E-Voting oder der Einflhrung des Primates der elektronischen
Version der Amtsschriften stand.

Anders als 2007 kam es 2015 nicht zu einer Kampfwahl um die Bundeskanzlei. Offiziell
spielt zwar die Parteifarbe der Bundeskanzlerin oder des Bundeskanzlers keine Rolle,
bei der Zusammensetzung des Bundesrates wurde der Posten des achten Bundesrates
in der Vergangenheit auch schon als Argument in der Absprache um die Verteilung der
Regierungssitze angeftihrt. Obwohl die SVP noch nie einen Bundeskanzler gestellt hatte,
nominierte sie keinen Kandidaten. Man wolle sich vielmehr auf die Eroberung eines
zweiten Bundesratssitzes konzentrieren. Dass auch die anderen Parteien keinen
Anspruch erhoben, lag wohl daran, dass die CVP Anfang Oktober mit dem amtierenden
Generalsekretéar des UVEK, Walter Thurnherr, einen dusserst starken Kandidaten ins
Rennen schickte. Thurnherr war fruher personlicher Mitarbeiter von Flavio Cotti,
Generalsekretar im EDA und im EVD (heute WBF) unter Jospeh Deiss und Doris
Leuthard, die ihn bei ihrem Departementswechesl ins UVEK mitgenommen hatte. Die SP
liebaugelte zwar eine Weile mit einer eigenen Kandidatur - gehandelt wurden der
aktuelle Vizekanzler André Simonazzi oder die stellvertretende Generalsekretérin der
Bundesversammlung Martina Buol - steckte ihre Ambitionen nach den eidgendssischen
Wahlen aber wieder zurtck, weil ein Angriff auf die CVP das Mitte-Links-Lager
schwachen wirde und deshalb wenig sinnvoll sei. Weil seit Beginn des 20. Jahrhunderts
mit zwei Ausnahmen immer Vizekanzler ins Kanzleramt gewéhlt wurden, sprach die
Presse auch dem zweiten Vizekanzler, Thomas Helbling von der FDP, gute Chancen zu.
Fur die Wahl zum neuen Bundeskanzler blieb Walter Thurnherr dann allerdings der
einzige Kandidat. Dies wurde in den Kommentarspalten nicht dem Bedeutungsverlust
des Bundeskanzleramtes zugeschrieben, das sich zwar immer mehr zu einer
Dienstleistungsstelle gewandelt habe, aber nach wie vor einen grossen
Gestaltungsspielraum zulasse, sondern vielmehr mit den Qualitdten des Bewerbers
erklart. Dass Thurnherr als Idealbesetzung gilt, widerspiegelte sich auch im
Glanzresultat bei seiner Wahl unmittelbar nach den Bundesratserneuerungswahlen: 230
der anwesenden 245 Parlamentarierinnen und Parlamentarier schrieben seinen Namen
auf den Wahlzettel. Thurnherr erklérte, dass er sich nicht als achten Bundesrat sehe,
dass er sich aber bei Bedarf durchaus kritisch in einzelne Bundesratsgeschafte
einbringen werde. In den Kommentarspalten wurde die Erwartung gedussert, dass der
studierte Physiker das Amt weniger diskret und technokratisch interpretieren werde als
seine Vorgéangerin. %

Im Anschluss an die Gesamterneuerungswahlen und die Vereidigung der
Bundesratinnen und Bundesrate schritt die Vereinigte Bundesversammlung zur Wahl
der Bundesprasidentin und des Vizeprasidenten 2020. Turnusgemass wurde die
amtierende Vizeprasidentin Simonetta Sommaruga zur Prasidentin gewéahlt. Von den
243 ausgeteilten Wahlzetteln waren 37 leer und 6 unglltig. Von den 200 gultigen
Stimmen erhielt die SP-Magistratin 186 - 14 Stimmen entfielen auf Diverse - und trat
damit zum zweiten Mal nach 2015 ein Préasidialjahr an. Fiunf Jahre zuvor hatte
Sommaruga noch finf Stimmen weniger erhalten.

In ihrer an die Wahl folgenden Ansprache betonte die Neo-Prasidentin, dass zu Beginn
der neuen Legislatur Aufbruchstimmung in der Luft liege. Noch nie zuvor habe ein
Parlament die Bevolkerung so breit abgebildet, noch nie hatte es darin so viele Mitter,
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.08.2019
MARC BUHLMANN

Frauen und junge Menschen gegeben. Es gebe jetzt im Parlament einen Wickeltisch und
ein Stillzimmer und zwar dort, wo friher geraucht worden sei. «Sie sehen: Die Luft wird
besser». Altersvorsorge, Klimaschutz und das Verhéltnis zu Europa seien die Themen,
die sie in ihrem Prasidialjahr besonders beachten wolle. Es brauche Zusammenarbeit,
wozu sie auch heftige Debatten und Uneinigkeit zahle. Am Schluss mussten aber
Losungen gefunden werden, die die Bevolkerung mittrage. Die direkte Demokratie stelle
hohe Anforderungen an Bundesrat und Parlament und das sei auch gut so, endete die
Vorsteherin des UVEK und erhielt dafiir grossen Beifall.

Zum Vizeprasidenten wahlte die Vereinigte Bundesversammlung ebenfalls gemass
Turnus den amtierenden Wirtschaftsminister Guy Parmelin. Von den noch 240
ausgeteilten Wahlzetteln gingen 238 ein. 52 blieben leer und 3 waren unglltig. Parmelin
erhielt 168 Stimmen und 15 entfielen auf Diverse. Damit lag der Wirtschaftsminister
leicht Uber dem Schnitt, der bei Wahlen fur das Vizeprasidium seit dem Jahr 2000 bei
knapp 163 Stimmen liegt. *°

Regierungspolitik

Die so genannte Lex Leuenberger, eine Karenzfrist fiir die Ubernahme von Mandaten
durch ehemalige Bundesratinnen und Bundesrate, war zwar in der Zwischenzeit kein
Thema mehr, in einem Interview mit dem Westschweizer Radio RTS plauderte der
ehemalige SP-Bundesrat aber aus dem Nahkéstchen. Er sei von seiner Partei
fallengelassen und zu seinem Ruicktritt gedrangt worden. Tatsachlich war der Ausstieg
Leuenbergers aus der Exekutive 2010, trotz 15-jahriger Amtszeit, ziemlich tberraschend
gekommen. Er habe deshalb wohl "etwas zu nervés" Job-Angebote gesucht und das
Implenia-Mandat angenommen. Es war dieser Einsitz im Verwaltungsrat der Baufirma,
der ursachlich war flr die Kritik am ehemaligen Infrastrukturminister sowie fur die Idee
einer Lex Leuenberger. Er habe das Amt damals auch deshalb Ubernommen - so
Leuenberger weiter -, um seine Partei ein wenig zu provozieren. Er habe aber rasch
eingesehen, dass das nicht sehr weise gewesen sei und deshalb sein
Verwaltungsratsmandat nach zwei Jahren wieder abgegeben.

Bundesverwaltung - Personal

«Walter Buser galt als vorsichtig und besonnen [...], ein Schaffer im Hintergrund,
ehrgeizig und zuverléassig», war im Nachruf Uber den ersten und einzigen Bundeskanzler
der SP im Tages-Anzeiger zu lesen. 1926 geboren, studierte Buser
Rechtswissenschaften und war nebenher fur sozialdemokratische Tageszeitungen als
Redaktor tatig - spater war er Chefredaktor der «Sozialdemokratischen
Bundeshauskorrespondenz». Nach einer ausserordentlichen Professur an der
Universitat Basel trat er 1965 in die Bundesverwaltung ein und leitete dort den Rechts-
und Informationsdienst des EDI. 1968 wurde er Vizekanzler und 1981 wurde er in einer
Kampfwahl gegen Konkurrenten aus der CVP und der SVP zum Bundeskanzler gewahlt.
Urséchlich daflr, dass er im vierten Wahlgang vor allem auch von der FDP unterstutzt
wurde, waren die guten Kontakte Busers zu den Medien. In seiner 10-jahrigen Amtszeit
fuhrte Walter Buser denn auch ein, dass die Regierung regelméssig Pressekonferenzen
abhielt, und war federfihrend bei der Broschire «Der Bund - kurz erklart», die in
einfacher Sprache das politische System der Schweiz erklart und auch heute noch
regelmaéssig neu verfasst wird. Buser war zudem treibende Kraft bei der Reform des
Abstimmungsverfahrens fur Volksinitiativen mit Gegenentwurf.

Fast ware Walter Buser auch Bundesrat geworden. Er spielte ndmlich eine Nebenrolle
bei der Nichtwahl von Lilian Uchtenhagen (sp, ZH). Weil die designierte
Sozialdemokratin den Burgerlichen nicht genehm war, streckten diese ihre Fuhler nach
einem Sprengkandidaten aus und fragten dabei auch den amtierenden Bundeskanzler
an. Dieser soll aber nach einem Gesprach mit dem damaligen SP-Parteiprésidenten
Helmut Hubacher (sp, BS) abgesagt haben. Buser ging 1991 in Pension und Ubernahm
1993 die Préasidentschaft des Forum Helveticum. Mitte August 2019 verstarb der
geblrtige Baselbieter im Alter von 93 Jahren. **
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.06.2008
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.12.1971
PAUL EHINGER

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Am 1. Juni stimmte das Volk Uber die von rechtsburgerlichen Kreisen eingereichte
Volksinitiative ,Volkssouveranitdt statt Behdrdenpropaganda™ ab. Das Begehren
verlangte zur Hauptsache, dass sich die Landesregierung in Zukunft, abgesehen von
einer kurzen Verlautbarung, nicht mehr im Vorfeld von Volksabstimmungen &ussern
darf. Die Kampagne war sehr lau. Ein aus Vertretern aller grossen Parteien ausser der
SVP gebildetes Komitee trat als Gegner in Erscheinung. Fir die Initiative setzten sich
nur die SVP und die kleinen Rechtsaussenparteien EDU, SD und Lega ein. Dabei trat die
SVP kaum in den Vordergrund und verwendete ihre Propagandamittel in erster Linie
zugunsten der gleichzeitig zum Entscheid vorgelegten Einblrgerungsinitiative.

Abstimmung vom 1. Juni 2008
Beteiligung: 45,2%

Ja: 538 928 (24,8%) / 0 Stand
Nein: 1634196 (75,2%) / 20 6/2 Stéande

Parolen: Ja: SVP (2)*, EDU (1)*, SD, Lega, FPS.

Nein: FDP, CVP, SP, GP, GLP, EVP, LP, CSP, PdA; Economiesuisse, SGV, SGB,
Travail.Suisse.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Initiative wurde deutlich, mit mit 1'634'196 Nein gegen 538'928 Ja (75%)
abgelehnt, kein einziger Kanton stimmte zu. Sogar der notorisch behdérdenkritische
Kanton Schwyz verwarf sie mit 59% Nein-Stimmen. Uberdurchschnittlich stark war die
Ablehnung in den stadtischen Agglomerationen und in der Westschweiz. In der
franzdsischsprachigen Schweiz sprachen sich weniger als 20% fir das Volksbegehren
aus. Mit der Ablehnung der Volksinitiative trat der im Vorjahr vom Parlament
beschlossene indirekte Gegenvorschlag in Kraft. *°

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Fiir die 1970 angekiindigte Revision des Luftfahrtgesetzes legte der Bundesrat im
Februar einen Entwurf vor (BRG 10828). Dieser enthielt namentlich ein Verbot des
Fliegens mit Uberschallgeschwindigkeit in der Zivilluftfahrt, eine Ermachtigung des
Bundesrates zum Erlass von Bau- und Nutzungsbeschrankungen im Umkreis von
Flugplatzen (Ld&rmzonen) sowie eine Rechtsgrundlage flir Massnahmen der kantonalen
Polizei zur Verhinderung von Anschlagen. Die Schaffung von Larmzonen sollte an die
Kantone delegiert werden kénnen. An der Freiheit des inlandischen Bedarfsluftverkehrs
hielt der Entwurf fest. Beide Rate stimmten diesen Neuerungen zu, wobei auf
Verlangen des Nationalrats noch eine Ausscheidung von Ruhezonen im Gebirge, die
nicht Uberflogen werden dulrfen, vorgesehen wurde. Die Aufnahme eines
Nachtflugverbotes drang dagegen nicht durch (BRG 10828). Die 1969 lancierte
Verfassungsinitiative gegen den Uberschallknall konnte im Marz eingereicht werden;
ihre Urheber sagten jedoch zu, dass sie das Volksbegehren nach Ablauf der
Referendumsfrist fur die Revision des Luftfahrtgesetzes zurlckziehen wirden. (Die
Initiative erhielt 64'929 Unterschriften.)

Um den Aus- bzw. Neubau von Grossflugplatzen fanden weitere
Auseinandersetzungen statt. Das Referendum gegen einen Kredit flir den Flughafen
Cointrin, das Ende 1970 im Kanton Genf lanciert worden war, blieb zwar erfolglos, doch
erhielt die Vorlage bloss ein Zufallsmehr, was nicht zu weiteren Ausbaupléanen ermutigte
(die Abstimmung Uber die Voralge ergab 34'583 Ja und 34'259 Nein). Da der néchtliche
Fluglarm eine Hauptursache der starken Opposition gewesen war, einigte man sich im
Genfer Grossen Rat bereits im Sommer auf ein gesetzliches Nachtflugverbot, zu dessen
Erlass freilich der Kanton Genf die Befugnis so wenig besass wie der Kanton Zurich. Das
Eidg. Luftamt, das schon 1968 durch eine Verordnung des Bundesrates verpflichtet
worden war, in seiner Genehmigungspraxis auf eine Verminderung der An- und Abfllge

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

14



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.12.1970
PAUL EHINGER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2005
MAGDALENA BERNATH

zwischen 22 und 6 Uhr hinzuwirken, fasste nun die Einfihrung einer Nachtflugsperre
fiir Kloten und Cointrin ins Auge. Das Projekt eines Pistenausbaus auf dem Flughafen
Basel-Miilhausen, fir das der Grosse Rat von Baselstadt einen Kredit von CHF 26 Mio
bewilligte, scheiterte in der Volksabstimmung; von verschiedener Seite, u. a. von der
PdA, wurde dagegen das Referendum ergriffen, und Verfechter des Umweltschutzes
bekdmpften die Vorlage wegen des Fehlens eines Nachtflugverbots.
Flughafenfreundliche Kreise forderten deshalb nach der Abstimmung die
Kantonsregierung auf, fur ein solches Verbot einzutreten, zu welchem freilich nicht nur
eidgendssische, sondern auch franzdsische Instanzen ihre Zustimmung geben mussten.
Die Frage eines Grossflugplatzes im Kanton Bern blieb in der Schwebe, da der
Bundesrat im Juni die bernische Regierung ersuchte, vor weiteren Schritten den
Bericht Uber seine neue Flughafenkonzeption abzuwarten. Inzwischen stellte die
Swissair den Linienverkehr mit Bern ein und er6ffnete flr die Bundesstadt gemeinsam
mit PTT und SBB einen Buszubringerdienst nach Kloten. **

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Les efforts consécutifs a la proclamation de I'année de la nature ont été couronnés par
I'adoption aux Chambres d'un article 24 septies sur «la protection de 'homme et de
son milieu naturel contre les atteintes nuisibles ou incommodantes». Il vise en
premier lieu la protection de I'hnomme mais aussi celle des animaux et des plantes, de
|'air et du sol. Il est destiné a lutter contre la pollution des eaux, contre les odeurs
incommodantes, certaines trépidations et divers rayonnements visibles ou invisibles,
etc., et plus particulierement contre la pollution de I'atmosphere et contre le bruit. La
Confédération assume la tache d'élaborer les lois d'exécution y afférentes, alors que
|'exécution elle-méme en est confiée aux cantons. Le message du Conseil fédéral relatif
a l'article 24septies a paru au début mai et a rencontré un écho favorable aupres des
organisations politiques et économiques. Le National I'a accepté par 132 voix sans
opposition. Seuls quelques socialistes et indépendants auraient préféré un projet qui
elt mieux spécifié les compétences de la Confédération. Egalement unanime, le
Conseil des Etats a adopté le projet par 37 voix sans opposition. %

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Auf Antrag seiner SPK beschloss der Nationalrat mit 84 zu 74 Stimmen, der
parlamentarischen Initiative der SP-Fraktion flr eine neue Verfassungsbestimmung,
welche jedem Geschlecht mindestens drei Sitze im Bundesrat zusichert, keine Folge zu
geben. Die SPK begriindete ihren Ablehnungsantrag vor allem damit, dass eine solche
Vorschrift die Auswahlmdglichkeiten zu stark einschréanken wirde. Dies sei umso mehr
der Fall, als auf die bestehenden und von der Kommissionsmehrheit als wichtiger
erachteten Verfassungsvorgaben Uber die sprachliche und regionale Ausgewogenheit
nicht verzichtet werden soll. *

Bildung, Kultur und Medien
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Kultur, Sprache, Kirchen
Kirchen und religionspolitische Fragen

Mit Ruth Dreifuss wurde erstmals ein Mitglied der judischen Kultusgemeinde in die
Landesregierung gewahlt. Bemerkenswert war, dass dies im zum Teil emotional sehr
aufgeladenen Umfeld dieser Bundesratswahl zu keinem Zeitpunkt ein Thema war und in
den Pressekommentaren héchstens zu einem Nebensatz Anlass gab.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Nicht nur zwischen den Parteien kam die Polarisierung zum Ausdruck, sondern da und
dort auch zwischen verschiedenen Richtungen innerhalb einer Partei. Am deutlichsten
war dies in der Sozialdemokratischen Partei (SP) sichtbar. Auf nationaler wie auf
kantonaler Ebene bildeten sich hier politische Sonderformationen, und zwar sowohl auf
der von jungeren, meist intellektuellen Kreisen gepragten Linken wie auf der
pragmatischeren, stark von gewerkschaftlichen Kraften getragenen Rechten. Bereits im
Februar 1979 hatten sich Exponenten der Linksopposition, hauptséchlich Genfer und
Waadtlénder, zu einer «Gruppe Yverdon» (u.a. Francois Masnata und Georges Peters)
vereinigt. Diese gab ein Jahr spater eine «Plattform 80» heraus; darin forderte sie den
Rickzug der Partei aus der Regierungsverantwortung sowie eine Veranderung der
Gesellschaft durch Selbstverwaltung in allen Lebensbereichen wund durch
gesellschaftliches Eigentum an den Produktionsmitteln. Umgekehrt entstanden in
ZUrich und Basel spezielle Organisationen des rechten Fligels. In beiden Stadten hatten
die Jugendunruhen die parteiinterne Spannung verscharft und namentlich zu einem
Streit zwischen der mehr nach links orientierten Parteileitung und den
sozialdemokratischen Vertretern in der Exekutivbehdrde gefihrt, da diese mehr
Gewicht auf die Wahrung der o6ffentlichen Ordnung legten. Die neuen
Rechtsgruppierungen qualifizierten die Politik der Parteifihrung als doktrinar oder
elitédr und verwiesen auf die Gefahr eines Rickzugs enttduschter Mitgliederkreise. Auch
in Genf, wo die Parteientscheidungen mehr und mehr an die wenig stabile
Generalversammlung Ubergegangen waren, meldete sich gewerkschaftliche Kritik.

Diese inneren Spannungen trugen in einzelnen Kantonen zu Wahlmisserfolgen bei. In
den eidgendssischen Raten dagegen, wo sie sich mit den bdrgerlichen
Koalitionspartnern auseinanderzusetzen hatte, trat die SP ziemlich geschlossen auf (z.B.
bei den Verhandlungen zur Ristungsbeschaffung oder zu den Sparmassnahmen). Der
parteiinterne Entscheidungsprozess wird freilich von den Kontroversen belastet. Zwar
konnte am Landesparteitag, der Ende November in Genf stattfand, in einzelnen Punkten
Einigkeit demonstriert werden, so Uber die Lancierung einer Initiative flur die
Unterstellung der Ristungskredite unter das Referendum oder tUber die Schaffung eines
«Solidaritatsfonds fur den sozialen Befreiungskampf in der Dritten Welt». Doch fir
weitere Initiativprojekte (zur Finanz- und Sozialpolitik) liess sich der Vorstand die
Verantwortung delegieren. Zwei besonders heisse Eisen, die Frage der
Regierungsbeteiligung im Bund und die 1976 in Montreux beschlossene
Programmrevision im Sinn eines «Bruchs mit dem Kapitalismus», wurden vorerst der
Diskussion in den Sektionen zugewiesen. Die Geschéftsleitung hatte mit der
Ausarbeitung eines Programmentwurfs eine ausgesprochen alternativ orientierte
Kommission betraut; deren Konzept, das auf dem Prinzip der Selbstverwaltung beruht
und den bestehenden wirtschaftlichen Machtverhaltnissen kaum Rechnung tréagt, war
jedoch in den Fihrungsgremien der SPS auf Bedenken gestossen (vgl. dazu auch die
Diskussionen 1979).

Der Wechsel des sozialdemokratischen Bundesrates Willi Ritschard ins
Finanzdepartement trug fur die Partei einstweilen noch wenig Frichte, veranlasste sie
aber zu einer konzilianteren Haltung in der Sparpolitik. Immerhin versagte sie ihre
Unterstltzung fur den Volksentscheid Uber den Abbau der Brotverbilligung, indem sie
die Stimme freigab. Zu ernsteren Differenzen schien die im Vorjahr eingereichte
Bankeninitiative Anlass zu geben. Ein Disput zwischen dem interviewfreudigen
Parteiprasidenten Hubacher und dem Chef des EFD Uber die Frage, ob dieser durch
das Kollegialitatsprinzip zur Bekampfung des Volksbegehrens verpflichtet ware, wirkte
freilich verfriht und verlief deshalb im Sande. Hubacher erklérte, Ritschard habe fur

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

16



PARTEICHRONIK
DATUM: 02.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

WAHLGESCHAFT
DATUM: 16.07.2007
SABINE HOHL

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.12.2007
SABINE HOHL

WAHLGESCHAFT
DATUM: 24.12.2008
SABINE HOHL

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BUHLMANN

die Bankeninitiative seine Neutralitat zugesagt, was von Ritschard dementiert wurde

In struktureller Hinsicht beschloss die Partei vor allem neue Anstrengungen fir die
interne  Bildungsarbeit, um die politische Sensibilisierung nicht weiterhin
ausserparteilichen Gruppen zu Uberlassen. Damit im Zusammenhang wurden die
Mitgliederbeitrage, namentlich fur 6ffentliche Amtstrager, erhoht, anderseits fur 1982
eine besondere Werbetatigkeit vorgesehen. Ausserdem kam die Idee einer
gesamtschweizerischen Arbeitnehmerzeitung erneut aufs Tapet. Die von der SPS
herausgegebene Zeitschrift «Profll» erhielt im Herbst eine radikalere Leitung, was
durch die Wiederaufnahme des friheren Titels «<Rote Revue» unterstrichen wurde. Die
Redaktion ging von Richard Lienhard an Toya Maissen Uber. ¥’

Die Bundesratsersatzwahl fiir René Felber bot erneut Anlass zu Diskussionen Uber das
Verbleiben der SP in der Regierung resp. Uber die Moglichkeit, in die Opposition zu
gehen. Nachdem die Parteileitung angekuindigt hatte, fir den Fall einer Nicht-Wahl von
Bundesratskandidatin Brunner (GE) keine Krisenszenarien 6ffentlich zu diskutieren,
unternahmen verschiedene Partei-Exponenten dennoch entsprechende Schritte. Die
Nichtwahl Brunners hatte bei der SP im Ubrigen einen starken Zuwachs an Partei-
Mitgliedschaftsgesuchen zur Folge. In Anlehnung an den ausserordentlichen Parteitag,
welcher 1984 nach der Nicht-Wahl Lilian Uchtenhagens als Bundesratin durchgefihrt
worden war, plante die Parteileitung nach dem Scheitern Brunners erneut einen
derartigen Parteitag zum Thema der Regierungsbeteiligung. Da sich die Begeisterung fur
das Thema nach der Bundesratsersatzwahl relativ rasch legte, kam gegen Ende des
Berichtsjahres nur eine kleinere Tagung zu diesem Thema zustande, an welcher sich
eine Mehrzahl der Beteiligten fir das Verbleiben in der Regierung aussprach. *°

Die SP griff im Wahlkampf einen der zwei FDP-Bundesratssitze an. SP-Prasident Fehr
dusserte sich im Juli, die Abwahl von Bundesrat Couchepin oder Bundesrat Merz sei
fur ihn kein Tabu. Die SP k&nnte eventuell einen CVP-Kandidaten unterstutzen. %

Eine wesentliche Rolle spielte die SP im Dezember bei der Abwahl von Bundesrat
Christoph Blocher und der Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf an seiner Stelle. Durch
eine Kooperation mit Teilen der CVP und den Grunen gelang es der SP, im Parlament
gentgend Stimmen flr die Ersetzung von Blocher zu gewinnen. “©

Nach Bundesrat Schmids Rucktritt im November bestatigte die SP grundsatzlich den
Anspruch der SVP auf den frei gewordenen Sitz. Sie wolle nicht mit der Konkordanz
brechen, aber auch nicht irgendeinen von der SVP favorisierten Hardliner wahlen. Die
SP-Parlamentarier gaben ihre Stimme aller Wahrscheinlichkeit nach grésstenteils dem
Thurgauer Hansjorg Walter (svp). *

Fuar einen Eklat sorgte SP-Prasident Christian Levrat, der - unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen - den Prasidenten der FDP
Fulvio Pelli der Llige bezichtigte. Die FDP hatte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesrate Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern wirde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitatsprinzip nicht entgegenstehen wiurde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstltzte. Beide
Versprechen hétten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben  musste, sondern  auch, dass  Bundesrdtin = Sommaruga als
Konsumentenschutzerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD Ubernehmen musste. Pelli seinerseits klndigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschaftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dirren Medienmitteilung
beigelegt wurde. *?
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Fur Kritik auch aus der eigenen Partei sorgte der neue Fraktionschef Andy Tschimperlin
mit seinem Plan, Ueli Maurer nicht zum Bundesprasidenten zu wahlen. Tschimperlin
liess in der Sonntagspresse verlauten, dass er Ueli Maurer nicht fur die richtige
Besetzung flUr das Bundesprasidium halte, da er sich eher wie ein Parteiprasident als
wie ein Bundesrat auffiihre. Der Schwyzer SP-Politik erwdhnte dabei etwa Maurers
abruptes Verlassen des Bundesratszimmers nach der Wiederwahl von Eveline Widmer-
Schlumpf als Bundesratin. Hinter den Kulissen warfen einige von der Aussage
Uberraschte Genossen ihrem Fraktionschef wenig geschicktes Verhalten vor. *°

1) Medienmitteilung Bliro-NR vom 13.11.20; Pa.lv. 20.403; Pa.lv. 20.404

2) Amtl. Bull. NR, 1983, S. 1328; Delamuraz: Vat., 15.11.83; Blick, 18.11.83; TLM, 19.11.83; Diskussion um die Nachfolge: NZZ,
1.10.83; TA, 4.10.83; Ww, 40, 6.10.83; Blick, 8.10.83; Suisse, 8.10.83; TLM, 8.10.83. Genfer Anspruch: Suisse, 10.11.83; JdG,
16.11.83. Nordwestschweiz: BazZ, 5.11.83. Bern : TW, 3.11.83. Zlrich und Ostschweiz: Ww, 47, 24.11.83; Ergebnisse in den
Fraktionen: Presse vom 29.11.83; 16.10.83; 1.11.83; 3.11.83; 5.11.83; 7.11.83; 9.11.83; Kantonale Nominationen: Presse vom
4.11.83 (Delamuraz), 9.11.83 (Ducret) und 15.11.83 (Barchi); LdU/EVP-Nomination: Presse vom 1.12.83. Hubacher: TA; 19.11.83;
vgl. auch Wir Briickenbauer, 2.12.83; Tod Ritschards: Presse vom 17.10.83; BaZ, 20.10.83; Presse vom 21.10.83; Hablutzel u.a.
1983 (Hrsg.): Willi Ritschard, Arbeiter — Gewerkschafter — Sozialdemokrat — Bundesrat; Uchtenhagen: TA, 9.11.83; Vat.,
9.11.83; Ww, 46, 17.11.83; BaZ, 30.11.83; Vakanzen: BZ, 25.6.83; §Z, 22.9.83; TLM, 23.9.83; SGT, 1.10.83; BaZ, 11.6.83 ; SGT,
24.8.83 ; Suisse, 20.9.83; TA, 20.9.83 ; Schweizer lllustrierte, 39, 26.9.83; Vr, 30.9.83.; ,A. F. Reber (1979). Der Weg zur
Zauberformel S. 311 ff."; Konservativ-christlichsoziale Volkspartei der Schweiz, Jahrbuch, 1959-1963, S. 10 f.

3) Amtl. Bull. NR, 1983, S. 1891 ff. ; BaZ, 15.10.83, 10.12.83; JdG, 20.10.83; Lib., 22.10.83; Ww, 17.11.83, 15.12.83; TLM, 18.11.83;
Presse vom 6.12.83, 7.12.83 und 8.12.83; AT, 6.12.83; TA, 6.12.83, 7.12.83; 8.12.83; 9.12.83; NZZ, 7.12.83; 8.12.83; SGT, 8.12.83;
LNN, 9.12.83.; Diskriminierung der Frau : 24 Heures, 9.12.83 ; vgl. dagegen NR Eva Segmdiller (cvp, SG) in SGT, 10.12.83. Fall
Hubacher: BaZ, 8.12.83; Bund, 8.12.83; NZZ, 10.12.83. Burgerliche Mehrheitsstellung: BZ, 8.12.83 (P. Gilg) ; TA, 13.1.84 (E.
Gruner); vgl. SPJ, 1982, . 15 f. Vgl. auch SGT, 8.12.83 (L. Neidhart); TA, 10.12.83 ; JdG, 12.12.83; R. Reich in Schweizer
Monatshefte, 64/1984, S. 3 ff.; Konkordanzdemokratie; vgl. Ww, 51, 22.12.83. SVP-Motion: Verhandl. B. vers., 1983, V, S. 28.;
TA, 19.12.83. Der BR teilte Stich das EFD und Delamuraz das EMD zu (Presse vom 20.12.83).

4)TA, 22.9.87

5) Presse vom 9.11.91 (Formel und Programm); TA, 14.11.91 (Personen); NZZ, 25.11., 29.11. und 10.12.91 (weitere Gesprache zu
Politikbereichen). Vgl. auch LZ, 3.12.91.

6) Presse vom 14.1.93. Nomination SP-GE: Presse vom 19.1., 20.1. und 28.1.93. U. Altermatt in Lib., 13.12.93.

7) Matthey: Presse vom 14.1.-2.3.93; NZZ, 23.1.93 (Nomination). SPS: Presse vom 15.2. (Vorstand) und 20.2.93 (Fraktion).;
Presse vom 3.3.93.

8) NQ, Sonntags-Blick, SoZ und Suisse vom 7.3.93; Presse vom 8.3.93; BaZ und SN, 8.3.93; Dém., 8.3.93; NQ, 10.3.93.; NZZ,
6.3.93. Zu Dreifuss vgl. auch Presse vom 9.3.93; Bund, 13.3.93; NQ und Suisse, 14.3.93; JdG, 19.3.93; Presse vom 20.3.93;
NZZ, 2.4.93; TAM, 14.8.93.; Presse vom 4.3.93.; Presse vom 5.3. und 6.3.93 (SP-Basis und Mauch); Express, 5.3.93 (SP-NE).
9) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 667 ff.; Presse vom 1.3.93.; Amtl. Bull. NR, 1993, S. 667 ff.; Presse vom 1.3.93; NZZ, 10.3.93 und
1.4.93; Baz, 17.5.93.; Bund, 10.3.93.

10) Siehe dazu beispielsweise NZZ, 14.1., 6.2. und 19.2.93; WoZ, 22.1.93; LNN, 13.2.93; TA, 18.2.93. Vgl. auch NZZ, 30.1.93 und
Presse vom 10.3.93.; Vgl. auch Presse vom 11.3. und 12.3.93 sowie WoZ, 12.3.93. Zu den Diskussionen um die einmal mehr
gerettete Zauberformel siehe auch Bund, LNN, NZZ und TA vom 13.3.93; L. Neidhart in NZZ, 15.3.93; Y. Papadopulos in NQ,
16.3.93; NZZ, 26.3.93; P. Vollmer in Bund, 14.4.93.

11) Presse vom 31.8. und 31.10.95; BZ, 28.10.95; BaZ, 30.10.95.; Presse vom 31.8.95.; Rucktrittsforderungen: Blick, 19.5. und
22.5.95; SoZ, 21.5. und 28.5.95; Sonntags-Blick, 27.8.95. SP: BiiZ, 16.8.95.

12) Blick, 1.9.95; Presse vom 6.9.-13.9.95. Bewegung fur eine Frauenkandidatur: TW, 5.9. und 7.9.95; LNN, 9.9.95; Bund,
14.9.95 (Vorstand der SP-Frauen); SoZ und Sonntags-Blick, 17.9.95; Presse vom 18.9.95.; TA und SGT, 20.9.95; Presse vom
27.9.95.

13) Presse vom 20.8.99.; TA, 28.4.99.

14) Presse vom 25.-27.10.99; NZZ, 29.10.99 (FDP); BaZ, 19.11.99 (Forderung nach SP-Sitz); Presse vom 27.11. (SVP-Fraktion),
8.12. (CVP) und 15.12.99 (FDP).

15) GP: TA, 27.11.00. SP: LT, 2.11.00; BZ, 4.11.00; NZZ, 7.11. und 8.11.00; TA, 23.11.00 (Siegrist).; NLZ, 18.11.00. Fur die welschen
Freisinnigen siehe z.B. LT, 15.12.00.; Presse vom 6.12.00.

16) Nominationen: Calmy-Rey und Maury Pasquier: TG, 14.10.02; Pesenti: Presse vom 18.10.02; LT, 25.10.02; Studer: TA,
22.10.02; Express, 4.11.02; Lithi: Lib., 11.10. und 29.10.02. Polemik um Luthi: LT, 12.10., 16.11., 19.11. und 22.11.02; TA, 23.10.
und 18.11.02; Bund und SGT, 20.11.02.; Presse vom 1.10. und 2.10.02.; Presse vom 9.11. (SPS-Leitung) und vom 16.11.02
(Fraktion).

17) BaZ, 27.10.03.

18) Bund, 21.10.03; TA, 23.10.03; Presse vom 3.12.03 (Fraktion). Zur CVP-internen Kritik siehe auch NLZ, 6.11.03 (Gernet), NZZ,
7.11.03 (Hartmann) und AZ, 4.12.03 (Carlo Schmid). Zu den Hintergriinden des Entscheids der CVP-Spitze siehe auch SoZ,
28.12.03.; Presse vom 20.10. und 21.10.03 (Anktndigung Maurers); TA, 21.10.03 (Fraktionsfiihrung); Presse vom 25.10.03
(Fraktion); Bund, 22.10.03 und TA, 23.10. und 24.11.03 (Kritik); Presse vom 1.12.03 (DV). Zur Vorbereitung der SVP-
Ankindigung siehe LT, 22.10.03 und Blick, 24.10.03.; Presse vom 21.10., 24.10. und 3.12.03.; SGT, 25.6. und 1.7.03; Blick, Bund
und TA, 31.10.03 (Forderungen an die CVP); TA, 22.10.03 (FDP-Sitz); Blick und TA, 30.10.03 (CVP); BZ, 8.11.03 (GP); NZZ,
3.12.03 (SP-Fraktion).

19) Presse vom 11.12. und 15.12.03 (Reaktionen und Demonstrationen); NZZ, 11.12.03 (CVP- und FDP-Frauen); TA, 12.12.03
(Economiesuisse-Direktor Ramsauer).

20) AB NR, 2004, S. 827 ff., 882 ff., 925 ff. und 1085 ff.; AB SR, 2004, S. 284 ff., 320 ff. und 436.; AZ, 11.9.04.

21) BZ, 19.1.04.

22) AB NR, 2005, S. 1493 f.

23) SoZ,15.7.07; NZZ,16.7.07; AZ, 17.7.07 (CVP); NZZ, 7.7.07 (GP); Bund und Express, 28.8.07; TG, 4.9.07 (SVP-Inserat) sowie
Presse vom 7.9. und 12.9.07 (SVP); Lib., 8.9.07 (Couchepin).

24) Presse vom 1. Bis 4.9.10.

25) Presse vom 28.9.10; NZZ, 29.9.10.

26) Mo. 09.3534: AB NR, 2011, S. 666; Medienmitteilung Bundesrat vom 29.6.11; SoZ, 20.2.11; NZZ 15.6. und 29.6.11; Presse
vom 30.6.11.

27) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Griine: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
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